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Bitte unbedingt an die 


Fachbereiche weitergeben !

Kreisfreie Städte, Landeshauptstadt Hannover und Stadt Göttingen

Region Hannover, Landkreise, große selbständige Städte,

Samtgemeinden und kreisangehörige Gemeinden

(über die Landkreise)

in Niedersachsen

nachrichtlich:

Niedersächsisches Innenministerium

Bezirksregierungen

Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens

- z. Hd. des Niedersächsischen Landkreistages -

Kommunale Datenverarbeitungszentralen

Rundschreiben Nr. 2/2002

Haushaltssystematik der Gemeinden und Gemeindeverbände

Haushaltssystematik der Gemeinden und Gemeindeverbände

Das Niedersächsische Innenministerium wird in Kürze seinen Runderlass über die Gliederung und Grup​pierung der Haushaltspläne der Gemeinden und Landkreise mit Anlagen  und Haushaltsmustern (vorauss. neu: VVGG) ändern und dabei eine Anpassung an § 5 Abs. 3 GemHVO vornehmen, wonach das NLS als Landesstatistik​behörde ermächtigt ist, auf der Grundlage der im Runderlass für verbindlich  erklärten Einzelpläne und Haupt​gruppen mit Zustimmung des Innenministeriums die weitere Gliederung und Gruppie​rung von Einnahmen und Ausgaben und die dazu erforderlichen Zuordnungsvorschriften bekannt zu machen. Aufgrund dessen wird das NLS eine Neufassung des Gliederungsplans, des Gruppierungsplans und der entsprechenden Zuordnungs​vor​schriften (vorauss. neu: VVGG-W) in einer Bekanntmachung im Nds. Ministerialblatt veröffentlichen.
Es werden hierbei vorrangig Aktualisierungen auf der Grundlage der geltenden Rechtsvorschriften sowie einige redaktionelle Änderungen vorgenommen. 

Die neugefassten Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften (VVGG-W) sowie eine Zusammenfassung der wichtigsten durch die Überarbeitung erfolgten Änderungen stellt das NLS nach der Veröffentlichung im Nds. Ministerialblatt als Download (Word-Datei) unter www.nls.niedersachsen.de/Seiten/Haushalt_systematik.html  zur Verfügung.

In der Neufassung der Gliederungs- und Gruppierungsvorschriften werden die folgenden Anpassungen der kommunalen Haushaltssystematik durch aktuelle Gesetzesänderungen berücksichtigt:

1. Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwesens 

Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Schulwesens vom 25. Juni 2002 (Nds. GVBl. S. 312) sieht mit Inkraft​treten zum 01.09.2002 Änderungen bei den Schulformen vor. Diese werden in der Neubekanntmachung der Gliede​rungs- u. Gruppierungsvorschriften berücksichtigt. Es ergeben sich dadurch aber keine Änderungen in der Untergliederung des Einzelplans 2, lediglich die Zuordnungsvorschriften wurden entsprechend angepasst. 

Die neue Schulform „kooperative Haupt - und Realschule“ wird durch Änderung der Zuordnungsvorschriften in den UA 225 aufgenommen. Die Zuordnungsvorschriften in den UA  217, 218, 221 u. 23 werden erweitert, um entsprechende Schulformen mit angeschlossener Förderstufe zu berücksichtigen. Sprachfördermaßnahmen nach § 54 NSchG werden dem UA 292 „Übrige schulische Aufgaben“ zugeordnet. 

2. Gesetz zur Änderung von Vorschriften betreffend den kommunalen Finanzausgleich
Durch das Gesetz zur Änderung von Vorschriften betreffend den kommunalen Finanzausgleich vom 28. August 2002 (Nds. GVBl. S. 366) ergeben sich folgende haushaltssystematische Auswirkungen:

a) Änderung des Nds. Finanzverteilungsgesetzes

In das Finanzverteilungsgesetz ist in § 5 eine Regelung über Zusatzleistungen für Systembetreuung in Schulen aufgenommen worden. Danach erhalten die Schulträger entsprechend der Schülerzahlen einen Gesamtbetrag zugewiesen. Da diesen Zusatzleistungen entsprechende Ausgaben für die Systembetreuung gegenüberstehen, ist die Einnahme im betreffenden Unterabschnitt als Zuweisung in der UGr. 171 nachzuweisen.  Wenn die Aus​gaben für die Systembetreuung schulartenspezifisch in den UA 210 – 281 nachgewiesen werden, dann sind auch die Einnahmen entsprechend auf die Schulen aufzuteilen. Werden die Ausgaben zentral in der Schulver​waltung (UA 200) oder, weil sie nicht schulartenspezifisch aufteilbar sind im UA 292 „Übrige schulische Aufga​ben“ nachgewiesen, sind auch die Einnahmen in dem entsprechenden UA zu buchen.

b) Änderung des Finanzausgleichsgesetzes, Kindertagesstätten

Durch die Wiederherstellung des Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder in der bis zum 31.07.1999 gel​tenden Fassung werden Mittel des Landes zur Förderung von Tageseinrichtungen ab 01.08.2002 wieder als Zweckzuweisungen unmittelbar an die Träger der Einrichtungen gezahlt und sind im UA 464 „Tages​einrich​tungen für Kinder“ als Zuweisung vom Land in der UGr. 171 einzunehmen. Der bisher notwendige Zahlungs​verkehr zwischen Landkreisen (UA 464 UGr. 712) und den kreisangehörigen Gemeinden (UA 464 UGr. 172) zur Weiterleitung der FAG-Mittel entfällt damit. 
3. Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (GSiG)

Das Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung (GSiG), veröffentlicht als Artikel 12  des Altersvermö​gensgesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBl. S. 1310), tritt am 01.01.2003 in Kraft. Zuständig für die Leistungen wer​den nach dem Entwurf des Nds. Ausführungsgesetz zum Grundsicherungsgesetz  (Nds. AG GSiG), das sich zur Zeit noch in der Beratung befindet, die Landkreise, kreisfreien Städte und die Region Hannover im übertra​genen Wirkungskreis sein. 

Zum Nachweis der Einnahmen und Ausgaben ist in der kommunalen Haushaltssystematik für Niedersachsen der UA 483 „Bedarfsorientierte Grundsicherung“ eingerichtet worden. Die Leistungsausgaben sind in den UGr. 781 „Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung außerhalb von Einrichtungen“ und 782 „Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung in Einrichtungen“ zu buchen.

Für die bisher in der Gr. 78 zusammengefassten „Sonstigen sozialen Leistungen“ wird die UGr. 788 „Übrige soziale Leistungen“ eingerichtet. 

Erstattungen vom Land sind in UGr. 161 einzunehmen. Der Entwurf des Nds. AG GSiG lässt vermuten, dass hinsichtlich der Kostenerstattung durch das Land eine weitere Differenzierung der Ausgaben (örtlicher oder überörtlicher Träger, Gutachterkosten gemäß § 5 GSiG etc.) notwendig erscheint. Diese würde aber lediglich eine Empfehlung im Rahmen der bisherigen haushaltssystematischen Zuordnung sein. Hierzu werde ich die Verabschiedung des Nds. AG GSiG abwarten und zu gegebener Zeit ein gesondertes Rundschreiben des NLS versenden.

Ich bitte, die Änderungen bei der Aufstellung der Nachtragspläne für 2002 und der Haushaltspläne für 2003 zu berücksichtigen.

Im Auftrage

Gez. Schmoling

Schmoling
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